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Nicht zuletzt aufgrund der E-Europe-Initiative der EU gibt es in Europa unzählige 

Bestrebungen, den öffentlichen Sektor unter Einsatz von Internettechnologien und weiteren 

Informations- und Kommunikationstechnologien neu zu strukturieren. Hierbei ist in erster 

Linie an die öffentliche Verwaltung gedacht, wenngleich das vorliegende Werk auch viele 

andere Bereiche, wie beispielsweise den Gesetzgebungsprozess oder Online-Wahlen, die 

durch den Einsatz der neuen Technologien profitieren könnten und können, zumindest 

überblicksartig darstellt. 

Unter der Leitung von Univ.-Prof. Dr. Heinrich Reinermann wurden unter anderem das 

Innovationspotential von E-Government und die Umsetzung der unterschiedlichsten 

Vorgaben, seien das nun rechtliche, finanzielle oder politische, in den Bereichen des 

Regierens und Verwaltens erforscht, Probleme aufgezeigt und teilweise auch Lösungen 

entwickelt. Im Großen und Ganzen lässt sich der Abschlussbericht dieses Forschungsprojekts 

inhaltlich in drei Teile gliedern. 

Zu Beginn des Buches stehen politische Überlegungen und Definitionsversuche als eine Art 

allgemeiner Einstieg. Dabei fällt positiv auf, dass sich der Verfasser des Berichts – entgegen 

der Situation in Österreich – nicht nur auf finanzpolitische Ansätze und Argumentationen, die 

die Notwendigkeit eines Umdenkens in der öffentlichen Verwaltung begründen, beschränkt, 

sondern eine sehr vielschichtige Darstellung anbietet. So werden als große Herausforderungen 

die Erwartungshaltungen der Bürger als Kunden der öffentlichen Verwaltung oder die 

Globalisierung angesprochen, wie auch die demographischen Veränderungen. Unter dem 

Strich bleibt beim Leser leider dennoch nur das Kostenargument und der gesellschaftliche 

Druck zur Veränderung als zu deutlich in den Vordergrund gerückt hängen. In einem 

anschließenden Abschnitt über die geschichtliche Entwicklung der Verwaltungswissenschaft 

als interdisziplinäre Wissenschaft unterstreicht der Autor, vielleicht auch zur Untermauerung 

dieses Veränderungsdrucks, die Tatsache, dass die öffentliche Verwaltung immer schon eine 

Vorreiterrolle in der EDV-Nutzung eingenommen hat, bevor der Versuch unternommen wird, 

eine begriffliche Definition des „Electronic Government“ bzw der „Electronic Governance“ 

vorzunehmen. So wie bei etlichen Versuchen zuvor, müssen hier althergebrachte Modelle 



(Definition und Strukturierung nach inhaltlichen Kriterien, nach der Art der Kommunikation, 

nach Typus der an der Interaktion beteiligten Personen) herhalten, sodass auch das 

vorliegende Werk in diesem Punkt keine Neuerungen enthält, vermutlich auch nicht enthalten 

will. 

Als bei Publikationen im Bereich des E-Government in dem Umfang selten, muss der in 

verständlicher Form gefasste Überblick über die technischen Aspekte hervorgehoben werden. 

Auch als Leser ohne einschlägige Vorkenntnisse fängt man mit den Informationen über Hard- 

und Software-Voraussetzungen und Internetprotokolle etwas an, eine einfache Beschreibung 

von Netzwerken und der sonstigen notwendigen Infrastruktur trägt ebenfalls zum besseren 

Verständnis der vielen Anwendungsbereiche des E-Government bei. In ebenso klarer und 

deutlicher Form werden auch zukünftige Einsatzpotentiale (zB biometrische Identifikation) 

abstrakt aufgezeigt, dies zumeist auch unter Erwähnung der rechtlichen und 

sicherheitstechnischen Rahmenbedingungen. Der Autor erkennt richtig, dass die Installation 

entsprechender Sicherheitstechnologien für den Erfolg von E-Government unabdingbar ist, da 

jedes in den Medien enttarnte Sicherheitsloch einen massiven Vertrauensverlust der 

Öffentlichkeit in die Fähigkeiten der Verwaltung zur Folge hätte und die Akzeptanz von E-

Government dadurch dauerhaft zerstört werden könnte. 

Im zweiten Teil des Buches findet sich zunächst eine Beschreibung der Einsatzfelder, die – 

etwas unglücklich als Best Practice im öffentlichen Sektor bezeichnet – vorwiegend 

Möglichkeiten aufzeigt. Aufgeteilt in die Bereiche Politik und Demokratie, Gesetzgebung, 

Regierung, Verwaltung und Justizwesen, also weitestgehend nach den Staatsgewalten 

getrennt, wird anhand von (teilweise abstrakten) Beispielen aufgezeigt, wo und wie man das 

Internet sinnvoll einsetzen könnte. Aufgezeigt werden nicht nur positive und 

zukunftsweisende Einsatzmöglichkeiten, wie Online-Bürgerinitiativen oder elektronische 

Verwaltungsverfahren, sondern auch einige negative Aspekte, wie das in Deutschland stärker 

als in Österreich ausgeprägte Problem der Verbreitung rechtsextremen Gedankenguts über das 

Internet, im speziellen über dem Staat zurechenbare Online-Applikationen (zB Online-Foren 

der Gesetzgebungsorgane). Dieser Teil des Buches dient, ganz anders als offensichtlich der 

dritte Teil, nicht nur der Verfechtung oder Beschleunigung der Einführung elektronischer 

Verwaltungslösungen, sondern ist vielmehr darauf bedacht, einen Überblick über die 

Möglichkeiten zu geben. Auch erfährt der Leser einiges über in Deutschland bereits laufende 

E-Government-Applikationen. 

Im Rahmen einer so umfassenden Darstellung der Möglichkeiten und Anwendungsbereiche 

fällt es jedoch störend auf, dass kein Versuch unternommen wurde, die unterschiedlichen 



Bereiche von E-Government (Politik und Demokratie, Gesetzgebung, Regierung, Verwaltung, 

Justizwesen) auch gemeinsam zu untersuchen, Parallelen oder Unterschiede, die sich auf E-

Government-Anwendungen auswirken könnten, aufzuzeigen oder in einem Bereich bewährte 

Modelle gedanklich auf andere Bereiche umzulegen. Eine eingehendere Untersuchung (oder 

auch nur ein Aufzeigen) hätte einen deutlichen Mehrnutzen für den Leser gebracht. Ebenfalls 

vermisst man – im Vergleich zu den im ersten Teil des Buches immer wieder ungefähr 

bezifferten Kosten diverser technischer Infrastruktur – eine Gegenüberstellung der tatsächlich 

anfallenden oder zu erwartenden Kosten. Dies wäre, da sich der Autor eingangs, wie schon 

erwähnt, auf den Kosten- und Veränderungsdruck als Hauptmotivation für den Einsatz von 

Informations- und Kommunikationstechnologien in der öffentlichen Verwaltung beruft, eine 

Komplettierung der Darstellung; es fehlt eine Art Kosten-/Nutzen-Vergleich der 

verschiedenen Anwendungsbereiche. Dies wäre aber besonders in dem dieser Auflistung 

nachfolgenden Teil, der Veränderungen für den Bürger, die Wirtschaft und den öffentlichen 

Sektor durch E-Government behandelt, wünschenswert. Der Verfasser legt in einer 

verhältnismäßig einseitigen und befürwortenden Betrachtung die Nutzen für die 

„Konsumenten“ der Verwaltungsdienstleistungen im weitesten Sinn dar. Vorwiegend 

beschränkt er sich dabei auf die im Zusammenhang mit E-Government immer wieder 

angeführten Vorteile der Beschleunigung von Verfahrensabläufen und Prozessen durch die 

Verwendung von neuen Medien und schnelleren Übermittlungswegen und auf eine daraus 

resultierende Qualitätssteigerung. Bislang in der allgemeinen Diskussion über den Einsatz von 

E-Government nicht beleuchtete Vorteile, wie die Verkürzung der Suchzeiten nach 

Dokumenten durch Verwendung elektronischer (Mail-)Archive oder auch die Fehlerreduktion 

durch automatische Kontrollroutinen bei der Datenerfassung werden konsequenter Weise 

aufgezeigt. Auch wird die (politisch) oft zitierte Kostenreduktion angeführt, genauso wie 

Verbesserungen der Organisation innerhalb der öffentlichen Verwaltung und eine generelle 

Veränderung der Verwaltungskultur in Hinblick auf eine serviceorientierte Erweiterung des 

Leistungsangebots (zB neue Online-Dienste wie Gebührenberechnungsprogramme, 

Suchdienste, mehrsprachige Behördenportalseiten). 

Leider nicht angesprochen wird in dieser konkreten und lebensnahen Beschreibung der E-

Government-Einsatzbereiche und der darin verwirklichbaren Vorteile für die 

„Verwaltungskonsumenten“, dass all diese langfristigen Verbesserungen zunächst einen 

relativ hohen und kostenintensiven Planungsaufwand innerhalb der öffentlichen Verwaltung 

erfordern, dass also E-Government nicht von der ersten Stunde an all die angesprochenen 

Veränderungen bewirken kann. Diese Aspekte finden sich in einem dritten Teil des Buches 



wieder, der eine Auflistung aller – nach Meinung des Autors noch offenen – Punkte auf dem 

Weg zu einem funktionierenden E-Government, wie auch Überlegungen zu einer 

gesamtheitlichen, als „Ansatz für eine umfassende E-Government-Strategie“ bezeichneten E-

Government-Lösung enthält. 

Im Rahmen dieser noch offenen Punk te werden einige Lebensbereiche aus einer teilweise 

geradezu übertrieben pessimistischen Sicht beschrieben: Eine risikovermeidende 

Grundeinstellung der Bürger oder eine zu konservative Verwaltungskultur sollten in 

umfassenden Forschungsberichten wohl behandelt werden, nicht aber in einer 

überbewertenden Gleichstellung mit weitaus wichtigeren und vor allem in vielen Aspekten 

tatsächlich noch offenen Punkten, wie beispielsweise technologischen Voraussetzungen oder 

rechtlichen Rahmenbedingungen, angeführt werden. Eine der größten Hürden auf dem Weg 

zu einem in die gesamte öffentliche Verwaltung integrierten E-Government stellt sicherlich 

das Fehlen technologischer Standards für sämtliche Behörden dar, was zu einer hohen 

Inkompatibilität der einzelnen Verwaltungseinheiten geführt hat. Dies wird zwar erkannt, 

doch vermisst der Leser einen praktikablen Lösungsansatz, der über bloße Feststellungen, 

dass die Bewältigung „Investitionen und Anstrengungen der Verwaltung voraussetzt“ 

hinausgeht. Auch im rechtlichen Bereich geschieht lediglich eine Bestandsaufnahme: Wie 

schon in zahlreichen anderen Publikationen auf diesem Gebiet werden einzelne Problemkreise 

wie zB der Datenschutz, Zugangsmöglichkeiten oder die Verbindlichkeit von Handlungen im 

Internet als solche erkannt, eine eingehende Auseinandersetzung findet jedoch nicht statt. 

Möglicherweise aufgrund der Kürze der Darstellung erwähnt der Autor auch nicht, dass für 

einige dieser angesprochenen „Problemfelder“ auch in Deutschland schon geeignete 

rechtliche Rahmenbedingungen geschaffen worden sind (zB die EG-Datenschutzrichtlinie 

und deren Umsetzung). 

Neben diesen beiden wirklichen Problemfeldern finden noch Bereiche wie ein geändertes 

Anforderungsprofil von Führungskräften, eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen dem 

technischen und dem (verwaltungs)juristischen Bereich ihre Erwähnung, jedoch auch hier 

wieder nur in Form einer bloßen Aufzählung von zum Teil noch offenen Fragen. Positiv zu 

bemerken ist wiederum, dass in diesem Bereich auch nicht traditionelle Wege aufgezeigt 

werden, wie beispielsweise die Kooperation zwischen dem Staat und privaten Unternehmen 

im Rahmen von Public-Private-Partnership-Modellen. 

Abgeschlossen wird dieser Teil des Buches mit einem – spezifisch für Deutschland verfassten 

– „Ansatz für eine umfassende E-Government-Strategie“, die zwar im Sinne eines 

Projektmanagements in meinen Augen ein konstruktiver Schritt ist, allerdings dem Leser 



darüber hinaus keine neuen Erkenntnisse, dafür aber eine gute Zusammenfassung des Projekts 

in Hinblick auf den praktischen Nutzen bringt. 

Eine fast zwanzigseitige Zusammenstellung von Online-Quellen zum Themenkreis E-

Government, die nicht nur europäische Internetressourcen auflistet, sondern einen 

umfassenden weltweiten Überblick bietet, sowie ein Verzeichnis über die zitierten in- und 

ausländischen Gesetze runden den Forschungsbericht ab. 

Zusammenfassend bietet „Regieren und Verwalten im Informationszeitalter“ einen guten 

Einstieg in das E-Government und einen nahezu alle Bereiche und Felder des E-Government 

abdeckenden Überblick über Mögliches und bereits Realisiertes, wenngleich man beim Lesen 

hin und wieder den Eindruck bekommt, es handelt sich um eine Werbebroschüre für E-

Government in Deutschland; zu oberflächlich und einseitig wird an manchen Stellen 

beschrieben, zu schnell wird an manchen wirklichen Problemen vorbeigeschrieben. Andere 

Bereiche werden wiederum überaus negativ oder übertrieben detailliert beschrieben. 

Vielleicht ist es für das abstrakte Projekt E-Government aber gar nicht so schlecht, wenn nicht  

die überwiegende Anzahl der vorliegenden Publikationen vorsichtige, skeptische und 

warnende Standpunkte gegenüber vielen Bereichen des E-Governments enthalten, wie das 

gerade in Österreich im Rechtsbereich der Fall ist. 
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